
Nachdem der Konzern K+S Kassel
die erneute Erlaubnis zum Versenken
von Kaliabwässern in den Untergrund
beantragt hat, erinnerte MdL Tilo
Kummer daran, dass sich K+S zur
Halbierung der Abwassermengen
verpflichtet hatte. „Trotzdem setzte
das Regierungspräsidium Kassel En-
de November die Werragrenzwerte
für K+S wieder hoch und lässt jetzt
noch die Versenkung fortsetzen, die
nachweislich über 700 Quadratkilo-
meter Grundwasserkörper weiter
schädigt und damit sträflich gegen
europäische wasserrechtliche Aufla-
gen verstößt.“ Dies sei eine „Über-
kompensation der Wünsche eines
Konzerns zur Gewinnmaximierung
und nicht ein notwendiges Mittel zur
Arbeitsplatzsicherung“. 

Die Windenergie in Thüringen ist
auf dem richtigen Weg, so Steffen
Harzer, Sprecher für Energiepolitik
und Klimaschutz, in einem Statement
zur ergänzenden Windpräferenzstu-
die des Thüringer Infrastrukturmini-
steriums. „Die Windenergie ist und
bleibt der Lastesel der erneuerbaren
Energien“, betonte der Energieexper-
te der Linksfraktion. Sie sei die preis-
werteste erneuerbare Energie in der
Herstellung und mit den neusten
technologischen Entwicklungen auch
in vielen Gebieten verfügbar. Gerade
als regionale Wertschöpfung und für
die regionale Vermarktung stelle die
Windenergie ein bisher in Thüringen
von Kommunen und Bürgerenergie-
genossenschaften vielfach noch un-
genutztes Potential dar.   

Zum traditionell ersten Pressege-
spräch im neuen Jahr hatte Ina Leu-
kefeld die Medien in die Linksfrakti-
on eingeladen. Trotz insgesamt gu-
ter Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt in Thüringen will die LINKE
Arbeitspolitikerin nach wie vor be-
stehende Probleme ins Blickfeld
rücken. Worum geht es?

Mir geht es um die Schere im Be-
reich von Wirtschaftsentwicklung und
Arbeit. Es besteht die Gefahr, dass die
positiven Tendenzen an einem Teil der
Menschen, die in Thüringen leben, vor-
bei gehen. Existenz sichernde Arbeit
ist und bleibt ein Hauptthema. 

Was kann und muss für bessere
Bezahlung getan werden?

Thüringen wirbt schon lange nicht
mehr mit Niedriglohn als Standortvor-
teil. Aber damit ist der Niedriglohn-
sumpf noch lange nicht trockengelegt.
Ich denke an den massenhaften Miss-
brauch von Werkverträgen und Leihar-
beit, aber auch an die große Zahl von
Minijobs. Dass von diesen Beschäfti-
gungsverhältnissen besonders oft
Frauen betroffen sind und dass nicht
nur mit dem Lohn getrickst wird, son-
dern Beschäftigte auch um ihre An-
sprüche auf Urlaubsgeld und Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall gebracht
werden, ist auch real. Daher ist es ein
vorrangiges Ziel, dass Minijobs in sozi-
alversicherungspflichtige Beschäfti-
gung umgewandelt werden. 

Eine Erhöhung des Mindestlohns
steht auf der Tagesordnung?

Den Mindestlohn gibt es jetzt seit ei-
nem Jahr. Entgegen den Unkenrufen
hat es dadurch keinen Verlust an Ar-
beitsplätzen gegeben. In den nächsten
Monaten geht es um die Frage der für
nächstes Jahr vorgesehenen Anhebung
der Lohnuntergrenze.  Eine unabhängi-
ge Mindestlohn-Kommission aus Ge-
werkschafts- und Arbeitgebervertre-

Die Landesregierung hat am 18.
Dezember mit dem Thüringer Bil-
dungsplan bis 18 Jahre ein durch-
gängiges Bildungskonzept vorge-
legt, „das institutionenübergrei-
fend Bildungsorte und Bildungsan-
sprüche aller Kinder und Jugendli-
chen bis zum Ende der Schullauf-
bahn miteinander verbindet“, wie
Ministerin Birgit Klaubert erklärte. 

Mit diesem Bildungsplan nimmt
Thüringen eine Vorreiterrolle ein.
Der Freistaat ist das erste Bundes-
land, das ein durchgängiges Bil-
dungskonzept bis zum Erreichen
der Volljährigkeit vorlegt. 

Bildungsministerin Birgit Klau-
bert machte deutlich: „Mein Ziel
ist, Thüringens Spitzenplatz in der
Bildung zu halten, zu stabilisieren
und auszubauen. Ich bin mir si-
cher: Der Bildungsplan bis 18 Jah-
re ist eine sehr gute Grundlage für
die weitere Entwicklung von Bil-
dungsqualität. Nun wollen wir die
Ergebnisse miteinander diskutie-
ren.“

Zudem beginne nun die Phase
der Implementation. Konkret wer-
den bis Ende 2017 zielgruppen-
spezifische Fortbildungs- und In-
formationsveranstaltungen durch-
geführt. Dabei werden zentrale Ak-
teure der bestehenden Unterstüt-
zungs-, Beratungs- und Informati-
onssysteme des Landes erreicht.
Dazu gehören in Thüringen neben
den Schulen und Kitas, Schuläm-
ter, Studienseminare, Schulträger,
Träger der Kindertageseinrichtun-
gen, Vertreter der Jugendhilfe, der
Erziehungs- und der Eingliede-
rungshilfe sowie der Jugendsozial-
arbeit.

Landtagssitzungen: 
Im neuen Jahr startet der Thürin-

ger Landtag mit Sitzungstagen
vom 27. bis 29. Januar. Weitere
Plenartagungen sind anberaumt
am 24. und 25. Februar, am 16.
und 17. März (Reservetermine am
23. Februar und am 15. März) so-
wie am 20. und 21. April.

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen auf der Besu-
chertribüne im Erfurter Landtag
bitte rechtzeitig in der Geschäfts-
stelle der Fraktion DIE LINKE mel-
den (Tel. 0361 3772295).

Immer auf dem Laufenden im
Internet unter: 

www.die-linke-thl.de

Zu einer Fachkonferenz „Kommune
4.0 - öffentlich, bürgerInnennah, digi-
tal“ laden die Fraktion DIE LINKE und
die Bundsarbeitsgemeinschaft Netz-
politik der Partei DIE LINKE am Frei-
tag, den 5. Februar, 10.00 bis 15.00
Uhr in den Thüringer Landtag, Käte-
Duncker-Saal (F 201) ein. Dabei geht
es um Chancen für die digitale Kom-
mune, erfolgreiche Pilotprojekte, po-
litische und bürokratische Hemmnis-
se sowie Anforderungen an die Bun-
des-, Landes- und Kommunalpolitik.
Erwartet werden u.a. Malte Krückels,
Staatssekretär für Medien in der
Staatskanzlei, der Thüringer Wirt-
schaftsminister Wolfgang Tiefensee
sowie Dr. Lutz Hasse, Landesbeauf-
tragter für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit.

PARLAMENTSREPORT 7

VON A BIS Z:

WICHTIGE TERMINE

Kommune 4.0 Kaliabwässer Windenergie

Bildungsplan

tern soll einen Vorschlag unterbreiten.
Die LINKE fordert schon länger zehn
Euro, die Gewerkschaft Verdi eben-
falls.

Zu den Schwerpunkten gehört es,
Langzeitarbeitslose wieder in den
Arbeitsmarkt zu bringen, aber wie?

Schon die offizielle Arbeitslosigkeit
bei Hartz-IV-Beziehenden in Thüringen
betrifft knapp 55.000 Menschen. Hin-

„Arbeit für Thüringen“ fördert die Er-
probung zusätzlicher Konzepte der Be-
schäftigungsförderung und zur berufli-
chen Integration von benachteiligten
Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik.
Damit soll die Verbesserung von Inte-
grationsmöglichkeiten sowie die Nach-
haltigkeit nach erfolgter Vermittlung in
Beschäftigung erreicht werden. Geför-
dert werden deshalb Einstellungsprä-
mien an Arbeitgeber sowie Lohnko-
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Niedriglohnsumpf ist
noch nicht trockengelegt
NACHGEFRAGT bei Ina Leukefeld, Sprecherin für Arbeitspolitik der Linksfraktion

zu kommen mehr als 29.000 stati-
stisch nicht erfasste Arbeitslose, die
sich z.B. in beruflicher Eingliederung,
in vorruhestandsähnlichen Regelungen
oder in der Weiterbildung befinden. 

Gerade für ältere Langzeitarbeitslo-
se ist die öffentlich geförderte Be-
schäftigung eine Option, die von Rot-
Rot-Grün in Thüringen vorangetrieben
wird. Dafür stehen im gerade beschlos-
senen Doppelhaushalt 2016/17 pro
Jahr 7,5 Millionen Euro bereit. Arbeits-
plätze entstehen in den Kommunen, in
sozialen, ökologischen und kulturellen
Projekten. Entscheidend ist, ob die ge-
förderten Tätigkeiten im öffentlichen
Interesse liegen sowie zusätzlich und
wettbewerbsneutral sind. Mit dem Pro-
gramm können mehr als 1000 Teilneh-
merplätze zur Verfügung gestellt wer-
den. Ein weiteres Landesprogramm

Projekte gefördert, bei denen es um
Unterstützung bei der beruflichen Inte-
gration von Asylbewerbern und Flücht-
lingen geht, die sehr wahrscheinlich in
Deutschland bleiben werden. In die-
sem Rahmen liegen bereits 22 Anträge
für insgesamt ca. 1.600 zu unterstüt-
zende Flüchtlinge vor. In Suhl und
Nordhausen wurde mit der Arbeit be-
reits begonnen. Erfreulich, dass hier
auch die Wirtschaft in Thüringen gut
mitzieht.

Wenn allerdings zunehmend vom
Fachkräftemangel gesprochen wird,
kann ich das in Anbetracht der Arbeits-
losenzahlen nicht nachvollziehen. Hier
muss einfach mehr getan werden.

Ina Leukefeld und Pressesprecher
Stefan Wogawa beim Mediengespräch
am 6. Januar (Foto: Peter Lahn)           

stenzuschüsse für die Be-
schäftigung von voll er-
werbsgeminderten Schw-
erbehinderten. 

Die Regierungskoaliti-
on steht nicht zuletzt da-
für, geflüchteten Men-
schen eine Ausbildung
oder Arbeit und damit ei-
ne lebenswerte  Perspek-
tive in Thüringen zu er-
möglichen. Gibt es hier
schon erste Ansätze?

Im Rahmen des Landes-
programms „Arbeit für
Thüringen“ werden auch


